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Gesetz

zur Anpassung der Besoldung und Versorgung fiir das Land Berlin 2024 bis 2026
und zur Einfiihrung und Anderung weiterer Vorschriften (BerlBVAnpG 2024-2026)

Vom 20. Dezember 2024

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Gesetz zur Anpassung der Besoldung und Versorgung
fiir die Jahre 2024 bis 2026

§1
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt fiir

1. beamtete Dienstkrifte sowie Richterinnen und Richter des Lan-
des Berlin,

2. beamtete Dienstkrifte der landesunmittelbaren Korperschaften,
Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts und

3. versorgungsberechtigte Personen mit Anspruch auf Versor-
gungsbeziige, die das Land Berlin oder die landesunmittelbaren
Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts
zu tragen haben.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht fiir

1. Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte sowie ehrenamtliche Rich-
terinnen und Richter und

2. offentlich-rechtliche Religionsgemeinschaften und ihre Verbande.

§2
Anpassung der Besoldungsbeziige
fiir die Jahre 2024 bis 2026

(1) Ab 1. November 2024 werden erhoht

1. die Grundgehaltssitze um 275,05 Euro, ausgehend von den sich
aus Anlage 1 Nummer 1 bis 4 der auf Grundlage von Artikel 1
§ 4 des Gesetzes zur Anpassung der Besoldung und Versorgung
fiir das Land Berlin 2022 und zur Anderung weiterer Vorschrif-
ten vom 15. November 2022 (GVBL. S. 621) erfolgten Bekannt-
machung vom 2. Dezember 2022 (GVBL. S. 696) ergebenden
Betrigen,

2. die Amtszulagen, die Stellenzulagen und die allgemeine Stellen-
zulage um 4,76 Prozent, ausgehend von den sich aus den Anla-
gen 4 und 5 der Bekanntmachung vom 2. Dezember 2022
(GVBL. S. 696) sowie aus Artikel 1 § 1 Nummer 2 und Artikel 2
§ 1 Nummer 2 des Nachteilsausgleichsgesetzes vom 10. Februar
2023 (GVBL. S. 58) ergebenden Betrigen.

(2) Des Weiteren werden erhoht

1. die Grundgehaltssétze, ausgehend von den sich aus Absatz 1
Nummer 1 ergebenden Betrdgen, und

2. die Amtszulagen, die Stellenzulagen und die allgemeine Stellen-
zulage, ausgehend von den sich aus Absatz 1 Nummer 2 erge-
benden Betrigen, um

1. 5,9 Prozent ab 1. Februar 2025 und
2. weitere 0,4 Prozent ab 1. Januar 2026.

(3) Die Anwartergrundbetrage werden ab 1. November 2024 um
100 Euro, ausgehend von den sich aus Anlage 3 der Bekanntma-
chung vom 2. Dezember 2022 (GVBI. S. 696) ergebenden Betrigen,
und ab 1. Februar 2025 um weitere 50 Euro erhoht.

(4) Um 220,04 Euro werden ab 1. November 2024 der Auslands-
zuschlag und um 3,81 Prozent der Auslandskinderzuschlag, ausge-
hend von den sich aus den Anlagen 6 bis 14 der Bekanntmachung
vom 2. Dezember 2022 (GVBI. S. 696) ergebenden Betrégen, erhoht.
Um 4,72 Prozent werden ab 1. Februar 2025 die sich aus Satz 1 er-
gebenden Zuschlidge erhoht. Ausgehend von den sich aus Satz 2 er-
gebenden Betrigen werden der Auslandszuschlag und der Auslands-
kinderzuschlag um weitere 0,32 Prozent ab 1. Januar 2026 erhoht.

(5) Ab 1. November 2024 werden die Betriage fiir den Familien-
zuschlag nach § 40 des Bundesbesoldungsgesetzes in der Uberlei-
tungsfassung fiir Berlin nach Artikel III § 1 Nummer 3 des Gesetzes
vom 21. Juni 2011 (GVBL. S. 266), das zuletzt durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 20. Dezember 2024 (GVBIL. S. 634) geédndert worden
ist, wie folgt festgelegt:

1. Erstes Kind 134,50 Euro,
2. Zweites Kind 134,50 Euro,
3. Drittes Kind 819,76 Euro,

4. Viertes und jedes weitere Kind 678,99 Euro.

Fiir die Besoldungsgruppe A 5 erhoht sich der Familienzuschlag fiir
das erste Kind um 168,96 Euro und fiir das zweite Kind um 186,05
Euro. Fiir die Besoldungsgruppe A 6 erhdht sich der Familienzu-
schlag fiir das erste Kind um 164,88 Euro und fiir das zweite Kind
um 187,56 Euro. Fiir die Besoldungsgruppe A 7 erhéht sich der Fa-
milienzuschlag fiir das erste Kind um 115,83 Euro und fiir das zwei-
te Kind um 188,73 Euro. Fiir die Besoldungsgruppe A 8 erhoht sich
der Familienzuschlag fiir das erste Kind um 21,56 Euro und fiir das
zweite Kind um 189,39 Euro.

(6) Ausgehend von den in Absatz 5 Satz 1 festgelegten Betrdgen
fiir das erste und das zweite Kind wird ab 1. Februar 2025 der Fami-
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lienzuschlag um 5,9 Prozent erhoht. Ausgehend von den sich aus
Satz 1 ergebenden Betrdgen wird der Familienzuschlag um weitere
0,4 Prozent ab 1. Januar 2026 erhoht.

§3
Sonstige Regelungen
(1) Die Erhohungen nach § 2 Absatz 1 gelten entsprechend fiir:

1. die Grundgehaltssitze in den fortgeltenden Besoldungsordnun-
gen und Besoldungsgruppen der Hochschullehrerinnen und
Hochschullehrer,

2. die Grundgehaltssitze in den Regelungen liber kiinftig wegfal-
lende Amter,

3. die Hochstbetrdge fiir Sondergrundgehilter zum Grundgehalt
und festgesetzte Sondergrundgehélter nach den fortgeltenden
Besoldungsordnungen der Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer und

4. die besonderen Grundgehaltssétze, die bei Vereinheitlichung des
Besoldungsrechts in Bund und Léndern 1975 als fortgeltendes
Recht festgesetzt worden sind, sowie Rahmensitze, Hochstbe-
trage und Mittelbetrdge oder sonstige festgesetzte Grundge-
haltssitze.

(2) Die Erhéhungen nach § 2 Absatz 2 gelten entsprechend fiir:

1. die Grundgehaltssdtze in den fortgeltenden Besoldungsordnun-
gen und Besoldungsgruppen der Hochschullehrerinnen und
Hochschullehrer,

2. die Grundgehaltssitze in den Regelungen liber kiinftig wegfal-
lende Amter,

3. die Hochstbetrdge fiir Sondergrundgehélter und Zuschiisse zum
Grundgehalt sowie festgesetzte Sondergrundgehélter und Zu-
schiisse nach den fortgeltenden Besoldungsordnungen der
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer,

4. die in festen Betrdgen ausgewiesenen Zuschiisse zum Grundge-
halt nach den Vorbemerkungen Nummer 1 und 2 sowie die all-
gemeine Stellenzulage nach Vorbemerkung Nummer 2b der An-
lage II (Bundesbesoldungsordnung W) zum Bundesbesoldungs-
gesetz in der bis zum 22. Februar 2002 geltenden Fassung,

5. die Leistungsbeziige fiir Professorinnen und Professoren, haupt-
berufliche Leiterinnen und Leiter sowie Mitglieder von Lei-
tungsgremien an Hochschulen, soweit deren Teilnahme an re-
gelmédBigen Besoldungsanpassungen auf Grund landesrechtlicher
Regelungen festgelegt wurde,

6. die Bemessungsgrundlagen der Zulagen, Aufwandsentschidi-
gungen und anderen Beziige, die nach Artikel 14 § 5 des Re-
formgesetzes vom 24. Februar 1997 (BGBI. 1 S. 322), das durch
Artikel 17 des Gesetzes vom 19. Februar 2006 (BGBI. I S. 334)
gedndert worden ist, fortgelten und

7. die besonderen Grundgehaltssitze, die bei Vereinheitlichung des
Besoldungsrechts in Bund und Léndern 1975 als fortgeltendes
Recht festgesetzt worden sind, sowie Rahmensédtze, Hochstbe-
trige und Mittelbetrdge oder sonstige festgesetzte Grundge-
haltssétze.

(3) Fir am 1. November 2024 amtierende Mitglieder des Senats
wird die Teilnahme des Amtsgehalts und des Ortszuschlags der Stu-
fe 1 an den mit diesem Gesetz vorgesehenen prozentualen Anpas-
sungen der Besoldung der beamteten Dienstkréfte der Besoldungs-
gruppe B 11 ausgesetzt. Satz 1 gilt nicht fiir Mitglieder des Senats,
deren Amt vor dem 1. November 2024 endete.

§4
Bekanntmachung der Betrige
Die fiir Besoldungsrecht zustidndige Senatsverwaltung wird er-
méchtigt, die Betrdge der nach § 2 erhéhten und neu festgelegten
Beziige sowie die sich nach § 11 Absatz 1 des Senatorengesetzes in
der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Januar 2000 (GVBI.
S.221), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 15. November
2022 (GVBI. S. 621)geédndert worden ist, richtenden Amtsbeziige

der Mitglieder des Senats im Gesetz- und Verordnungsblatt fiir Ber-
lin bekannt zu machen.

§5
Anpassung der Versorgungsbeziige
(1) Bei versorgungsberechtigten Personen gilt die Erhéhung der
Grundgehaltssdtze nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 und § 3 Absatz 1 ab
1. November 2024 fiir die den Versorgungsbeziigen jeweils zugrun-
deliegenden Grundgehaltssitze entsprechend.

(2) Bei Personen, die bereits am 1. August 2011 versorgungsbe-
rechtigt waren, gelten die Erh6hungen nach § 2 Absatz 1 Nummer 2
und Absatz 2 sowie § 3 Absatz 2 entsprechend fiir die in Artikel 2 § 2
Absatz 1 bis 5 des Bundesbesoldungs- und -versorgungsanpassungs-
gesetzes 1995 vom 18. Dezember 1995 (BGBI. I S. 1942) und fiir
die in Artikel 14 § 1 des Reformgesetzes genannten Beziigebestand-
teile sowie fiir die in § 14 Absatz 2 Satz | Nummer 3 und § 84 Ab-
satz 1 Nummer 4, 5 und 7 des Bundesbesoldungsgesetzes in der je-
weils am 31. August 2006 geltenden Fassung aufgefiihrten Stellen-
zulagen und Beziige.

(3) Bei Personen, die nach dem 1. August 2011 versorgungsbe-
rechtigt geworden sind, gelten die Erhdhungen nach § 2 Absatz 1
Nummer 2 und Absatz 2 sowie § 3 Absatz 2 entsprechend fiir die in
§ 2 Absatz 2 und § 3 Absatz 2 genannten Beziigebestandteile, soweit
sie der Berechnung ihrer Versorgungsbeziige zugrunde liegen.

(4) Versorgungsbeziige, deren Berechnung ein Ortszuschlag nach
dem Bundesbesoldungsgesetz in der bis zum 30. Juni 1997 gelten-
den Fassung nicht zugrunde liegt, werden, wenn der Versorgungsfall
vor dem 1. Juli 1997 eingetreten ist, ausgehend von den sich aus
Absatz 1 ergebenden Betrdgen ab

1. 1. Februar 2025 um 5,8 Prozent und

2. 1. Januar 2026 um weitere 0,3 Prozent, ausgehend von den sich
aus Nummer | ergebenden Betrdgen,

erhoht. Dies gilt entsprechend fiir

1. Versorgungsbeziige von Hinterbliebenen von vor dem 1. Juli
1997 vorhandenen versorgungsberechtigten Personen,

Versorgungsbeziige, die in festen Betrdgen festgesetzt sind, und

3. den Betrag nach Artikel 13 § 2 Absatz 4 des Fiinften Gesetzes
zur Anderung besoldungsrechtlicher Vorschriften vom 28. Mai
1990 (BGBL. 1 S. 967).

(5) Bei versorgungsberechtigten Personen, deren Versorgungsbe-
ziigen ein Grundgehalt der Besoldungsgruppe A 5 bis A 8 zugrunde
liegt, vermindert sich das Grundgehalt ab

1. 1. Februar 2025 um 72,20 Euro und
2. 1. Januar 2026 um 72,49 Euro,

wenn ihren ruhegehaltfdhigen Dienstbeziigen die Stellenzulage nach
Vorbemerkung Nummer 27 Absatz 1 Buchstabe a oder b der Anla-
ge I (Bundesbesoldungsordnungen A und B) des Bundesbesoldungs-
gesetzes in der bis zum 31. Dezember 1989 geltenden Fassung bei
Beginn des Ruhestandes nicht zugrunde gelegen hat.

(6) Fiir die Anwendung versorgungsrechtlicher Vorschriften gel-
ten die Anpassungen nach den Absétzen 1 bis 4 sowie den §§ 2 und
3 als Anpassung im Sinne des § 70 Absatz 1 des Landesbeamtenver-
sorgungsgesetzes vom 21. Juni 2011 (GVBI. S. 266), das zuletzt
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 7. Dezember 2023 (GVBI. S. 404)
gedndert worden ist.

Artikel 2
Gesetz zur Anpassung der Alimentation
kinderreicher Familien fiir die Jahre 2008 bis 2020

§1
Anwendungsbereich
Die in § 3 festgelegten Nachzahlungen werden denjenigen beam-
teten Dienstkriften, Richterinnen und Richtern sowie Personen,
denen ein Familienzuschlag nach den im Land Berlin geltenden
besoldungsrechtlichen Vorschriften gewéhrt worden ist, gewahrt,
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die sich im jeweils bezeichneten Haushaltsjahr mit einem statthaften
Rechtsbehelf gegen die Hohe der gewéhrten Besoldung zur Wehr
gesetzt haben; das gefiihrte Vorverfahren darf hierbei nicht bestands-
kréftig und ein Klageverfahren nicht rechtskriftig abgeschlossen
worden sein. Soweit ein statthafter Rechtsbehelf sich erkennbar
auch auf Folgejahre bezogen hat, reicht dieser aus, um auch fiir die
Folgejahre anspruchsberechtigt zu sein, sofern ein diesen Anspruch
betreffendes Vorverfahren nicht bestandskriftig oder ein Klagever-
fahren nicht rechtskréftig abgeschlossen worden ist.

§2
Nachzahlung fiir beamtete Dienstkrifte,
Richterinnen und Richter sowie sonstige Personen

(1) Beamtete Dienstkréfte, Richterinnen und Richter sowie Perso-
nen, denen ein Familienzuschlag nach den im Land Berlin geltenden
besoldungsrechtlichen Vorschriften gewihrt worden ist, erhalten fiir
den Zeitraum vom 1. Januar 2008 bis zum 31. Dezember 2020 fiir
das dritte und jedes weitere in ihrem Familienzuschlag zu bertick-
sichtigende Kind (Familienzuschlag Stufe 4 und hoher) einmalige
Nettonachzahlungen nach Maf3gabe von § 3.

(2) Die Hohe des Nachzahlungsbetrages richtet sich nach der An-
zahl der im Familienzuschlag zu beriicksichtigenden Kinder und
erhoht sich um die jeweiligen Betrdge pro zu beriicksichtigender
Stufe.

(3) Die Nettonachzahlungen nach § 3 gelten nicht als Familien-
zuschlag und nicht als Erhohung der Dienstbeziige im Hinblick auf
Ausgleichs- und Uberleitungszulagen. Sie werden jeder anspruchs-
berechtigten Person nur einmal gewihrt; bei mehreren Dienstver-
héltnissen gilt § 5 des Bundesbesoldungsgesetzes in der Uberlei-
tungsfassung fiir Berlin nach Artikel III § 1 Nummer 3 des Gesetzes
vom 21. Juni 2011 (GVBL. S. 266), das zuletzt durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 20. Dezember 2024 (GVBIL. S. 634) geédndert worden
ist, entsprechend.

(4) § 40 Absatz 5 bis 7 und § 41 des Bundesbesoldungsgesetzes in
der Uberleitungsfassung fiir Berlin in der am 31. Oktober 2024 gel-
tenden Fassung finden entsprechende Anwendung.

(5) Fiir Zeitraume einer Teilzeitbeschéftigung findet § 6 Absatz 1
des Bundesbesoldungsgesetzes in der Uberleitungsfassung fiir Berlin
entsprechende Anwendung, soweit in § 40 Absatz 5 Satz 3 des Bun-
desbesoldungsgesetzes in der Uberleitungsfassung fiir Berlin in der
am 31. Oktober 2024 geltenden Fassung nichts anderes bestimmt ist.

§3
Hohe der Nachzahlungen

(1) Fiir jeden Monat, in dem im nachfolgend bezeichneten Haus-
haltsjahr ein Anspruch auf Familienzuschlag der Stufe 4 bestanden
hat, wird eine Nettonachzahlung in folgender Hohe gewahrt:

1. fiir das Haushaltsjahr 2008 ein Betrag in Hohe von 293,13 Euro,
flir das Haushaltsjahr 2009 ein Betrag in Hohe von 301,46 Euro,
fiir das Haushaltsjahr 2010 ein Betrag in Hohe von 259,87 Euro,
fiir das Haushaltsjahr 2011 ein Betrag in Hohe von 232,70 Euro,
fiir das Haushaltsjahr 2012 ein Betrag in Hohe von 251,10 Euro,
fiir das Haushaltsjahr 2013 ein Betrag in Hohe von 267,51 Euro,
fiir das Haushaltsjahr 2014 ein Betrag in Hohe von 294,11 Euro,
fiir das Haushaltsjahr 2015 ein Betrag in Hohe von 295,29 Euro,
fiir das Haushaltsjahr 2016 ein Betrag in Hohe von 291,04 Euro,

. fiir das Haushaltsjahr 2017 ein Betrag in Hohe von 278,52 Euro,

. fiir das Haushaltsjahr 2018 ein Betrag in Hohe von 273,94 Euro,

. fiir das Haushaltsjahr 2019 ein Betrag in Héhe von 290,32 Euro
und

13. fiir das Haushaltsjahr 2020 ein Betrag in Hohe von 312,26 Euro.
(2) Fiir jeden Monat, in dem im nachfolgend bezeichneten Haus-
haltsjahr ein Anspruch auf Familienzuschlag der Stufe 5 und hoher

bestanden hat, wird je Stufe eine Nettonachzahlung in folgender
Hohe gewihrt:
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flir das Haushaltsjahr 2008 ein Betrag in Hohe von 214,64 Euro,
fiir das Haushaltsjahr 2009 ein Betrag in Hohe von 223,31 Euro,
fiir das Haushaltsjahr 2010 ein Betrag in Hohe von 182,85 Euro,
fiir das Haushaltsjahr 2011 ein Betrag in Héhe von 157,68 Euro,
flir das Haushaltsjahr 2012 ein Betrag in Hoéhe von 210,96 Euro,
flir das Haushaltsjahr 2013 ein Betrag in Hoéhe von 216,68 Euro,
flir das Haushaltsjahr 2014 ein Betrag in Hohe von 229,18 Euro,
fiir das Haushaltsjahr 2015 ein Betrag in Hohe von 241,71 Euro,
fiir das Haushaltsjahr 2016 ein Betrag in Hohe von 249,32 Euro,
. fiir das Haushaltsjahr 2017 ein Betrag in Hohe von 238,10 Euro,
. fir das Haushaltsjahr 2018 ein Betrag in Hohe von 216,94 Euro,

. fiir das Haushaltsjahr 2019 ein Betrag in Héhe von 226,94 Euro
und

. fiir das Haushaltsjahr 2020 ein Betrag in Hohe von 228,03 Euro.
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§4
Versorgungsberechtigte Personen

Die §§ 1 bis 3 gelten entsprechend fiir Personen, die im jeweiligen
Haushaltsjahr ganz oder teilweise versorgungsberechtigt waren und
denen ein Unterschiedsbetrag fiir ein drittes Kind und weitere Kin-
der nach § 50 Absatz 1 Satz 2 bis 5 des Landesbeamtenversorgungs-
gesetzes vom 21. Juni 2011 (GVBIL. S. 266) in der am 31. Oktober
2024 geltenden Fassung zustand.

. Artikel 3
Anderung des Bundesbesoldungsgesetzes in der
Uberleitungsfassung fiir Berlin

Das Bundesbesoldungsgesetz in der Uberleitungsfassung fiir Ber-
lin nach Artikel III § 1 Nummer 3 des Gesetzes vom 21. Juni 2011
(GVBIL. S. 266), das zuletzt durch Gesetz vom 10. Juli 2024 (GVBI.
S. 464) gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. In§ 1 Absatz 2 Nummer 3 werden vor dem Komma die Worter
,und ergdnzender Familienzuschlag® angefiigt.

2. In § 4 Absatz 1 Satz 1 zweiter Halbsatz werden nach dem Wort
Familienzuschlag™ die Worter ,,und dem ergénzenden Famili-
enzuschlag* eingefiigt.

3. In § 8 Absatz 3 werden nach dem Wort ,,Familienzuschlag,* die
Worter ,,ergdnzender Familienzuschlag, eingefiigt.

4. § 18 wird wie folgt gefasst:

»§ 18
Grundsatz der funktionsgerechten Besoldung

Die Funktionen der Beamtinnen und Beamten sind nach den
mit ihnen verbundenen Anforderungen sachgerecht zu bewerten
und Amtern zuzuordnen. Die Funktionen der Beamtinnen und
Beamten der Besoldungsordnung A kénnen bis zu drei Amtern
einer Laufbahngruppe mit gleichem Einstiegsamt zugeordnet
werden, wenn ein sachlicher Grund hierfiir vorliegt. Die Amter
sind nach ihrer Wertigkeit unter Berlicksichtigung der gemein-
samen Belange aller Dienststellen den Besoldungsgruppen zu-
zuordnen. In den Besoldungsordnungen B, W und R kann jede
Funktion nur einem Amt zugeordnet werden. Einzelheiten, ins-
besondere die konkrete Biindelung der Amter, werden von der
fiir Landespersonal zustdndigen Senatsverwaltung durch Aus-
fiihrungsvorschriften geregelt. Die durch dieses Gesetz erfolg-
ten Bewertungen von Funktionen und deren Zuordnung zu Am-
tern bleiben unberiihrt.*

5. § 26 wird wie folgt gefasst:
8 26
Obergrenzen fiir Beforderungsamter

(1) Die fiir den Landeshaushalt zustdndige Senatsverwaltung
wird erméchtigt, fiir das Land Berlin und die der Aufsicht des
Landes unterstehenden Korperschaften, Anstalten und Stiftun-
gen des offentlichen Rechts, fiir Beamtinnen und Beamte sowie
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flir die dienstordnungsméfig Angestellten im Bereich der Sozi-
alversicherung ganz oder teilweise Obergrenzen fiir die Anzahl
der Beforderungsidmter festzulegen. Die Festlegung erfolgt un-
ter Beriicksichtigung der gemeinsamen Belange aller Dienststel-
len durch Ausfiihrungsvorschriften zur sachgerechten Bewer-
tung der Funktionen.

(2) Absatz 1 gilt nicht fiir
die obersten Landesbehorden,

2. Lehrer und pidagogisches Hilfspersonal an o&ffentlichen
Schulen und Hochschulen,

3. Lehrkrifte an verwaltungsinternen Fachhochschulen und

Laufbahnen, in denen auf Grund des § 24 Absatz 1 das Ein-
gangsamt einer hoheren Besoldungsgruppe zugewiesen
worden ist.*

Die §§ 39 bis 41 werden durch die folgenden §§ 39 bis 41 er-
setzt:

»§ 39
Grundlage des Familienzuschlages

Der Familienzuschlag wird nach den auf Grundlage von Arti-
kel 1 § 4 des Gesetzes vom 20. Dezember 2024 (GVBI. S. 634) im
Gesetz- und Verordnungsblatt fiir Berlin bekanntgemachten Be-
tragen des Familienzuschlages gewéhrt. Der insgesamt zu gewéh-
rende Familienzuschlag ergibt sich aus der Summe der jeweiligen
Betrége pro zu berticksichtigendem Kind.

§ 40
Hohe des Familienzuschlages

(1) Die Hohe des Familienzuschlages richtet sich nach der
Anzahl und nach der kindergeldrechtlich ma3gebenden Reihen-
folge der zu beriicksichtigenden Kinder der Beamtin oder des
Beamten, der Richterin oder des Richters. Zu beriicksichtigen
sind Kinder, fiir die nach dem Einkommensteuergesetz in der
Fassung der Bekanntmachung vom 8. Oktober 2009 (BGBI. 1
S. 3366, 3862), das zuletzt durch Artikel 33 des Gesetzes vom
23. Oktober 2024 (BGBI. 2024 I Nr. 323) gedndert worden ist, in
der jeweils geltenden Fassung oder nach dem Bundeskinder-
geldgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Januar
2009 (BGBI. I S. 142, 3177), das zuletzt durch Artikel 10 des
Gesetzes vom 16. Dezember 2022 (BGBI. I S. 2328) geédndert
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung Kindergeld zusteht
oder ohne Beriicksichtigung des § 64 oder § 65 des Einkommen-
steuergesetzes oder des § 3 oder § 4 des Bundeskindergeldgeset-
zes zustehen wiirde. In den Haushalt aufgenommene Kinder von
eingetragenen Lebenspartnerinnen oder Lebenspartnern stehen
den in den Haushalt aufgenommenen Kindern von Ehegattinnen
und Ehegatten gleich; § 32 Absatz 3 bis 5 des Einkommensteu-
ergesetzes gilt entsprechend. Die Entscheidung der Familien-
kasse ist bindend.

(2) Stiinde der Familienzuschlag auch einer anderen Person
zu, die im Offentlichen Dienst titig oder auf Grund einer Tatig-
keit im offentlichen Dienst nach beamtenrechtlichen Grundsét-
zen versorgungsberechtigt ist, wird der Familienzuschlag ge-
wihrt, wenn und soweit der Beamtin oder dem Beamten, der
Richterin oder dem Richter das Kindergeld nach dem Einkom-
mensteuergesetz oder nach dem Bundeskindergeldgesetz ge-
wihrt wird oder ohne Beriicksichtigung des § 65 des Einkom-
mensteuergesetzes oder des § 4 des Bundeskindergeldgesetzes
vorrangig zu gewidhren wire. Dem Familienzuschlag stehen
sonstige entsprechende Leistungen oder das Mutterschaftsgeld
gleich. § 6 Absatz 1 findet auf die Hohe des Familienzuschlages
keine Anwendung, wenn einer der Anspruchsberechtigten im
Sinne des Satzes 1 vollbeschiftigt oder nach beamtenrechtlichen
Grundsitzen versorgungsberechtigt ist oder beide Anspruchsbe-
rechtigte in Teilzeit beschiftigt sind und dabei zusammen die
regelméfige Arbeitszeit bei Vollbeschéftigung erreichen. An-
spruchsberechtigte in Teilzeit, die zusammen nicht die regelma-
Bige Arbeitszeit einer Vollzeitbeschéftigung erreichen, erhalten

den Familienzuschlag anteilig entsprechend der Summe der in-
dividuell vereinbarten Arbeitszeiten.

(3) Eine Tétigkeit im offentlichen Dienst im Sinne des Ab-
satzes 2 Satz 1 ist eine Tatigkeit im Dienst des Bundes, eines
Landes, einer Gemeinde, eines Gemeindeverbandes oder sonsti-
ger Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen
Rechts oder deren Verbiande. Ausgenommen ist eine Tatigkeit
bei offentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften oder ihren
Verbinden, sofern nicht bei organisatorisch selbstéindigen Ein-
richtungen die Voraussetzungen des Satzes 3 erfiillt sind. Einer
Titigkeit im 6ffentlichen Dienst steht gleich eine Tatigkeit im
Dienst einer zwischenstaatlichen oder iiberstaatlichen Einrich-
tung, an der das Land oder eine andere der in Satz 1 bezeichne-
ten Kdorperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen
Rechts oder einer der dort bezeichneten Verbande durch Zah-
lung von Beitrdgen oder Zuschiissen oder in anderer Weise be-
teiligt ist. Einer Tatigkeit im Offentlichen Dienst steht ferner
gleich eine Tétigkeit im Dienst eines sonstigen Arbeitgebers, der
die fiir den 6ffentlichen Dienst geltenden Tarifvertrage oder Ta-
rifvertrage wesentlich gleichen Inhalts oder die darin oder in
Besoldungsgesetzen iiber Familienzuschldge oder Sozialzu-
schldge getroffenen Regelungen oder vergleichbare Regelungen
anwendet, wenn das Land oder eine andere der in Satz 1 be-
zeichneten Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffent-
lichen Rechts oder einer der dort bezeichneten Verbénde durch
Zahlung von Beitrdgen oder Zuschiissen oder in anderer Weise
beteiligt ist. Die Entscheidung, ob die Voraussetzungen von
Satz 1 erfiillt sind, trifft die fiir das Besoldungsrecht zustéindige
Senatsverwaltung oder die von ihr bestimmte Stelle.

(4) Die Beziigestellen des 6ffentlichen Dienstes im Sinne des
Absatzes 3 diirfen die zur Durchfithrung dieser Vorschrift erfor-
derlichen personenbezogenen Daten erheben und untereinander
austauschen. Soweit zur Durchfithrung dieser Vorschrift die Er-
hebung personenbezogener Daten der Kinder oder anderer Per-
sonen nach Absatz 2 erforderlich ist, diirfen diese bei den be-
rechtigten Beamtinnen und Beamten, Richterinnen und Richtern
erhoben werden.

(5) Soweit durch die Gewahrung von Erhhungsbetrigen zum
Familienzuschlag die Besoldung hinter derjenigen aus einer
niedrigeren Besoldungsgruppe in derselben Erfahrungsstufe zu-
riickbleibt, wird der Unterschiedsbetrag zusétzlich gewéhrt.

§ 40a
Ergdnzender Familienzuschlag

(1) Beamtinnen und Beamte, Richterinnen und Richter mit
Anspruch auf Dienstbeziige erhalten einen erginzenden Famili-
enzuschlag nach Maligabe des Absatzes 2, sofern die Ehegattin
oder der Ehegatte

1. ein Kind, das das erste Lebensjahr noch nicht vollendet hat,
betreut,

2. eine pflegebediirftige Angehdrige oder einen pflegebediirfti-
gen Angehorigen mit einem Pflegegrad von zwei oder hoher
in hduslicher Umgebung pflegt,

3. eine minderjéhrige pflegediirftige Angehdrige oder einen
minderjidhrigen pflegebediirftigen Angehdrigen mit einem
Pflegegrad von zwei oder hoher in hduslicher oder auB3er-
héuslicher Umgebung betreut,

4. als schwerbehindert gemidfl § 2 Absatz 2 des Neunten Bu-
ches Sozialgesetzbuch anerkannt ist,

5. ohne Anspruch auf Krankengeld gemiB § 44 Absatz 1 des
Fiinften Buches Sozialgesetzbuch erkrankt ist,

6. die Regelaltersgrenze gemill § 35 Satz 2 oder § 235 Ab-
satz 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch iiberschritten
hat und weder eine Pflichtversicherung oder Familienversi-
cherung in der gesetzlichen Krankenversicherung der Rent-
ner besteht noch die Ehegattin oder der Ehegatte einen An-
spruch auf Arbeitslosengeld nach § 136 Absatz 1 des Dritten
Buches Sozialgesetzbuch hat.
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Ein Vertrauensschutz dahingehend, dass der ergéinzende Fami-
lienzuschlag zukiinftig in mindestens derselben Hohe gewahrt
wird, besteht nicht.

(2) Ein ergénzender Familienzuschlag in Hohe von

1. 437,46 Euro wird gewédhrt, wenn kein Familienzuschlag fiir
ein berilicksichtigungsfahiges Kind gewahrt wird,

2. 912,64 Euro wird gewéhrt, wenn ein Familienzuschlag fiir
ein beriicksichtigungsfahiges Kind gewahrt wird,

3. 1005,29 Euro wird gewahrt, wenn ein Familienzuschlag fiir
zwei berilicksichtigungsfahige Kinder gewahrt wird.

(3) Ein Bezug von Erwerbseinkommen nach § 18a Absatz 2
oder 2a des Vierten Buches Sozialgesetzbuch, Erwerbsersatz-
einkommen nach § 18a Absatz 3 des Vierten Buches Sozialge-
setzbuch oder Elterngeld nach den Abschnitten 1 und 2 des Bun-
deselterngeld- und Elternzeitgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27. Januar 2015 (BGBI. I S. 33), das zuletzt
durch Artikel 57 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024
(BGBI. 2024 1 Nr. 323) gedndert worden ist, in der jeweils gel-
tenden Fassung vermindert den ergénzenden Familienzuschlag
im entsprechenden Umfang.

(4) Das Vorliegen der Voraussetzungen des Absatzes 1 und der
Bezug von Einkommen oder Elterngeld nach Absatz 3 ist durch
die Beamtin oder den Beamten, die Richterin oder den Richter
gegeniiber der Dienststelle unter Beifiigung geeigneter Nach-
weise anzuzeigen.

(5) Die Gewidhrung eines ergénzenden Familienzuschlages
erfolgt nach abgeschlossener Priifung der Voraussetzungen
durch die Dienststelle ab dem Monat, in dem das Vorliegen der
Voraussetzungen gegeniiber der Dienststelle angezeigt worden
ist. Entscheidend ist der Tag des Eingangs bei der Dienststelle.
Die Gewéhrung soll auf hochstens ein Jahr befristet werden.
Kann von einem dauerhaften Vorliegen der Voraussetzungen des
Absatzes 1 ausgegangen werden, ist die Gewdhrung auf hochs-
tens finf Jahre zu befristen. Liegen nach Ende des Gewéhrungs-
zeitraums die Voraussetzungen weiter vor, ist der ergédnzende
Familienzuschlag erneut zu gewdhren. Entfillt eine der Voraus-
setzungen des Absatzes 1 oder dndert sich die Hohe des Bezuges
nach Absatz 3 wihrend des Gewidhrungszeitraums, ist dies durch
die Beamtin oder den Beamten, die Richterin oder den Richter
unverziiglich der Dienststelle mitzuteilen. Der ergénzende Fa-
milienzuschlag wird nicht mehr gezahlt fiir den Monat, in dem
die Anspruchsvoraussetzungen an keinem Tage vorgelegen ha-
ben. § 12 Absatz 2 findet Anwendung.

(6) Angehorige im Sinne des Absatzes 1 Nummer 2 und 3 sind
1. GroBeltern, Eltern, Schwiegereltern und Stiefeltern,

2. Kinder, Adoptiv- und Pflegekinder sowie die Kinder, Adop-
tiv- und Pflegekinder der Ehegattin oder des Ehegatten.

(7) Der Ehegattin oder dem Ehegatten stehen die eingetragene
Lebenspartnerin oder der eingetragene Lebenspartner gleich.

(8) Die vorstehenden Absitze gelten nicht fiir Beamtinnen und
Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst (Anwérterinnen
und Anwirter), Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare
sowie Personen, die eine Unterhaltsbeihilfe nach § 10 Absatz 4
Satz 2 des Lehrkriftebildungsgesetzes vom 7. Februar 2014
(GVBL. S. 49), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10.
Juli 2024 (GVBL. S. 476) geéndert worden ist, beziehen.

§ 41
Anderung des Familienzuschlages und
des ergiinzenden Familienzuschlages

Der Familienzuschlag oder Teilbetrdge des Familienzuschla-
ges werden vom Ersten des Monats an gezahlt, in den das hierfiir
malgebende Ereignis féllt. Die Zahlung erfolgt nicht mehr fiir
den Monat, in dem die Anspruchsvoraussetzungen an keinem
Tage vorgelegen haben. Die Sitze 1 und 2 gelten entsprechend
fiir den ergéinzenden Familienzuschlag.“

7.

10.

I1.

12.

In § 52 Absatz 1 Satz 1 zweiter Halbsatz werden nach dem Wort
.JFamilienzuschlag® die Worter ,,und dem ergénzenden Famili-
enzuschlag* eingefligt.

In § 57 Absatz 1 Satz 1 werden die Worter ,,, Familienzuschlag
der Stufe 1 gestrichen.

§ 59 wird wie folgt gedndert:
a) In Absatz 3 Satz 2 werden die Worter ,, , der Familienzu-
schlag der Stufe 1* gestrichen.

b) Folgender Absatz 6 wird angefiigt:

,»(0) Anwiérter, denen fiir Oktober 2024 ein Familienzu-
schlag der Stufe 1 nach § 40 Absatz 1 in der am 31. Oktober
2024 geltenden Fassung gewidhrt wurde und bei Fortgeltung
des bisherigen Rechts weiterhin ein Familienzuschlag der
Stufe 1 zustehen wiirde, erhalten eine Ausgleichszulage in
Hohe des fiir Oktober 2024 gewihrten Betrages des Famili-
enzuschlages der Stufe 1, hochstens jedoch 150,10 Euro.*

§ 74b Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

,,Der Zuschuss nach Satz 1 wird mindestens in Hohe des fiir ein
Firmenticket jeweils geltenden Mindestarbeitgeberzuschusses
gewihrt und ist begrenzt auf den Betrag, der an das Verkehrs-
unternehmen zu entrichten ist.

§ 74c Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
a) In Satz 1 werden die Worter ,,zum Firmenticket des Ver-
kehrsverbundes Berlin-Brandenburg® durch die Worter ,,zu
einem vom Verkehrsverbund Berlin-Brandenburg angebote-
nen Firmenticket™ ersetzt und nach der Angabe ,,15 Euro*
ein Komma und die Worter ,,mindestens jedoch in Hohe des
fiir ein Firmenticket jeweils geltenden Mindestarbeitgeber-
zuschusses® eingefiigt.

b) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

,Der Zuschuss nach Satz 1 ist begrenzt auf den Betrag, der
an das Verkehrsunternehmen zu entrichten ist.*

Folgender § 87 wird angefiigt:

,.§ 87
Ubergangsregelungen zum Familienzuschlag

(1) Beamtinnen und Beamte, Richterinnen und Richter, denen
flir Oktober 2024 ein Familienzuschlag der Stufe 1 nach § 40
Absatz 1 in der am 31. Oktober 2024 geltenden Fassung gewéhrt
wurde und denen bei Fortgeltung des bisherigen Rechts weiter-
hin ein Familienzuschlag der Stufe 1 zustehen wiirde, erhalten
eine Ausgleichszulage nach Absatz 2. Der Anspruch nach Ab-
satz 2 ist ausgeschlossen, wenn die Beamtin oder der Beamte,
die Richterin oder der Richter und die Ehegattin oder der Ehe-
gatte, die eingetragene Lebenspartnerin oder der eingetragene
Lebenspartner einen Anspruch auf laufende Besoldungsbeziige
aus Vollbeschiftigung oder Versorgungsbeziige auf Grund einer
Tatigkeit beim Land Berlin haben. Ist mindestens einer der bei-
den Ehegatten oder eingetragenen Lebenspartnerinnen oder Le-
benspartner in Teilzeit beschiftigt und erreichen beide zusam-
men die regelméBige Arbeitszeit bei Vollbeschéftigung oder hat
einer der beiden Partner einen Anspruch auf Versorgungsbeziige
auf Grund einer Tétigkeit beim Land Berlin, wird der Anspruch
nach Absatz 2 im umgekehrten Verhiltnis der tatsdchlichen Ar-
beitszeit zur Regelarbeitszeit gekiirzt. Sind beide Partner in Teil-
zeit beschéftigt und erreichen dabei zusammen nicht die regel-
mafBige Arbeitszeit, wird der Anspruch nach Absatz 2 entspre-
chend der tatsdchlichen Arbeitszeit im Verhéltnis zur
Regelarbeitszeit gekiirzt. Der Anspruch nach Absatz 2 ist ferner
ausgeschlossen, wenn der Anspruch auf Familienzuschlag der
Stufe 1 nach § 40 Absatz 1 Nummer 4 Satz 4 in der bis zum 31.
Oktober 2024 geltenden Fassung nur anteilig gewéhrt worden
ist. Der Anspruch nach Absatz 2 lebt in den Féllen der Sitze 2
bis 5 nicht wieder auf, wenn die Ehegattin oder der Ehegatte, die
eingetragene Lebenspartnerin oder der eingetragene Lebens-
partner oder in den Fillen des § 40 Absatz 1 Nummer 4 Satz 4 in
der am 31. Oktober 2024 geltenden Fassung die andere an-
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spruchsberechtigte Person ihren oder seinen Anspruch auf Ent-
gelt, Besoldungs- oder Versorgungsbeziige verliert.

(2) Die Ausgleichszulage wird in Héhe von 75,05 Euro ge-
wihrt. Die Hohe der Ausgleichszulage vermindert sich bei jeder
linearen Anpassung der Besoldungsbeziige um den Betrag, der
dem Prozentsatz der jeweiligen linearen Anpassung von 75,05
Euro entspricht. Die fiir Besoldungsrecht zustdndige Senatsver-
waltung wird erméchtigt, die jeweils aktuelle Hohe der Aus-
gleichszulage im Gesetz- und Verordnungsblatt fiir Berlin be-
kannt zu machen.

(3) § 6 Absatz 1 gilt fiir Fille des Absatzes 1 Satz 1 entspre-
chend. Bei beurlaubten Beamtinnen und Beamten, Richterinnen
und Richtern ohne Anspruch auf Besoldung ist ma3gebend, ob
Ihnen bei einer Beendigung der Beurlaubung am 31. Oktober
2024 ein Familienzuschlag der Stufe 1 zugestanden hitte.

Artikel 4
Weitere Anderung des Bundesbesoldungsgesetzes
in der Uberleitungsfassung fiir Berlin

In § 40a Absatz 2 des Bundesbesoldungsgesetzes in der Uberlei-
tungsfassung fiir Berlin, das zuletzt durch Artikel 3 dieses Gesetzes
gedndert worden ist, werden die Angabe ,,437,46% durch die Angabe
,,176,44%, die Angabe ,,912,64 durch die Angabe ,,638,81 und die
Angabe ,,1 005,29 durch die Angabe ,,718,65 ersetzt.

Artikel 5
Anderung des Landesbesoldungsgesetzes

Das Landesbesoldungsgesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 9. April 1996 (GVBIL. S. 160; 2005 S. 463), das zuletzt
durch Gesetz vom 11. Dezember 2024 (GVBI. S. 621) geéndert
worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. § la wird wie folgt geéndert:
a) Satz 3 wird aufgehoben.

b) Im neuen Satz 3 werden die Worter ,,bis 3 durch die Worter
,ound 2° ersetzt.

2. In § 8 Absatz 2 werden nach dem Wort ,,Familienzuschlag™ die
Worter ,,ergdnzender Familienzuschlag,” eingefiigt.

3. Dem § 11 werden die folgenden Absétze 6 und 7 angefiigt:

,,(0) Die Dienstkrifte, die bereits am 31. Dezember 2023 das
Amt der Leitung der Justizvollzugsanstalt Heidering, der Lei-
tung der Jugendstrafanstalt Berlin, der Leitung der Justizvoll-
zugsanstalt des Offenen Vollzuges Berlin oder der Leitung der
Justizvollzugsanstalt fiir Frauen Berlin wahrgenommen haben,
werden jeweils mit Wirkung vom 1. Januar 2024 in die Besol-
dungsgruppe B 2 iibergeleitet.

(7) Die Dienstkrifte, die bereits am 31. Dezember 2023 das
Amt der Leitung der Justizvollzugsanstalt Tegel, der Leitung der
Justizvollzugsanstalt Moabit oder der Leitung der Justizvoll-
zugsanstalt Plotzensee wahrgenommen haben, werden jeweils
mit Wirkung vom 1. Januar 2024 in die Besoldungsgruppe B 3
ibergeleitet.

4. Die Landesbesoldungsordnung B in Anlage I (Landesbesol-
dungsordnungen — A und B —) wird wie folgt gedndert:

a) In der Besoldungsgruppe 2 wird nach der Amtsbezeichnung
,,Landeskonservator und Direktor des Landesdenkmalamts
Berlin® die Amtsbezeichnung ,,Leitende Regierungsdirekto-
rin oder Leitender Regierungsdirektor mit den Funktions-
zusitzen

,— als Leitung der Justizvollzugsanstalt Heidering —
— als Leitung der Jugendstrafanstalt Berlin —

— als Leitung der Justizvollzugsanstalt des Offenen Vollzu-
ges Berlin —

— als Leitung der Justizvollzugsanstalt fiir Frauen Berlin —
eingefiigt.

b) In der Besoldungsgruppe 3 wird nach der Amtsbezeichnung
,»Geschiftsfithrer der Handwerkskammer® die Amtsbezeich-
nung ,,Leitende Regierungsdirektorin oder Leitender Regie-
rungsdirektor* mit den Funktionszusitzen
,— als Leitung der Justizvollzugsanstalt Tegel —

— als Leitung der Justizvollzugsanstalt Moabit —
— als Leitung der Justizvollzugsanstalt Pltzensee —¢
eingefligt.

Artikel 6
Anderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes
In § 53 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 des Landesbeamtenversor-
gungsgesetzes vom 21. Juni 2011 (GVBI. S. 266), das zuletzt durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 7. Dezember 2023 (GVBI. S. 404) ge-
dndert worden ist, wird die Angabe ,,525“ durch die Angabe
,,027,67 ersetzt.

) Artikel 7
Weitere Anderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes
Das Landesbeamtenversorgungsgesetz, das zuletzt durch Arti-
kel 6 dieses Gesetzes gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:
1. In der Inhaltsiibersicht wird die Angabe zu § 108b wie folgt ge-
fasst:

,»§ 108b Befristete Ausnahme fiir nach § 3 Nummer 11aund 11c
des Einkommensteuergesetzes steuerfreie Leistungen®.

2. § 2 Absatz 1 Nummer 7 wird wie folgt gefasst:

,7. Familienzuschlag nach § 50 Absatz 1 Satz 2,

3. § 5 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

,2. die Ausgleichszulage nach § 87 des Bundesbesoldungs-
gesetzes in der Uberleitungsfassung fiir Berlin (§ 50 Ab-
satz 1),

b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort ,,getreten* die
Worter ,,oder versetzt worden eingefligt und die Worter
Eintritt in den Ruhestand* durch die Worter ,,Beginn des
Ruhestandes* ersetzt.

¢) In Absatz 4 wird das Wort ,,getreten durch die Worter ,,ver-
setzt worden* ersetzt.

4. § 14 Absatz 5 wird wie folgt gedndert:

a) In Satz 2 werden die Worter ,,Unterschiedsbetrag nach § 50
Abs. 1° durch die Worter ,,Familienzuschlag nach § 50 Ab-
satz 1* ersetzt.

b) In den Sétzen 3 und 4 werden jeweils die Worter ,,Unter-
schiedsbetrages nach § 50 Abs. 1 durch die Worter ,,Fami-
lienzuschlages nach § 50 Absatz 1 ersetzt.

5. § 14a wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 Nummer 4 wird die Angabe ,,525 durch die
Angabe ,,627,67° ersetzt.

b) In Absatz 4 Satz 2 werden die Worter ,,Eintritt des Beamten
in den Ruhestand durch die Worter ,,Beginn des Ruhestan-
des” und die Worter ,,Zeitpunkt des Ruhestandseintritts*
durch die Worter ,,Beginn des Ruhestandes* ersetzt.

6. In § 18 Absatz 1 Satz 3 zweiter Halbsatz werden die Worter
,uUnterschiedsbetrages nach § 50 Abs. 1 durch die Worter ,,Fa-
milienzuschlages nach § 50 Absatz 1 ersetzt.

7. § 50 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Auf die Ausgleichszulage nach § 87 des Bundesbesol-
dungsgesetzes in der Uberleitungsfassung fiir Berlin (§ 5 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 2) finden die fiir die Beamten geltenden
Vorschriften des Besoldungsrechts Anwendung. Der nach den
§§ 39, 40 und 41 des Bundesbesoldungsgesetzes in der Uber-
leitungsfassung fiir Berlin zu zahlende Betrag des Familienzu-
schlages wird neben dem Ruhegehalt gezahlt. Er wird unter Be-
riicksichtigung der Verhiltnisse des Beamten oder Ruhestands-
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10.

I1.

12.

13.

14.

beamten flir die Anzahl der beriicksichtigungsfahigen Kinder
neben dem Witwengeld gezahlt, soweit die Witwe Anspruch auf
Kindergeld fiir diese Kinder hat oder ohne Beriicksichtigung der
§§ 64 und 65 des Einkommensteuergesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 8. Oktober 2009 (BGBI. I S. 3366, 3862),
das zuletzt durch Artikel 33 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024
(BGBI. 2024 I Nr. 323) gedndert worden ist, in der jeweils gel-
tenden Fassung oder der §§ 3 und 4 des Bundeskindergeldgeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Januar 2009
(BGBI. I S. 142, 3177), das zuletzt durch Artikel 10 des Geset-
zes vom 16. Dezember 2022 (BGBI. I S. 2328) gedndert worden
ist, in der jeweils geltenden Fassung haben wiirde; soweit hier-
nach ein Anspruch auf den Familienzuschlag nicht besteht, wird
er neben dem Waisengeld gezahlt, wenn die Waise beim Fami-
lienzuschlag beriicksichtigungsfahig ist oder zu beriicksichtigen
wire, wenn der Beamte oder Ruhestandsbeamte noch lebte.
Sind mehrere Anspruchsberechtigte vorhanden, wird der Fami-
lienzuschlag auf die Anspruchsberechtigten nach der Anzahl der
auf sie entfallenden Kinder zu gleichen Teilen aufgeteilt.

§ 50e wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden nach den Wértern
,in den Ruhestand treten die Worter ,,oder versetzt
werden‘ eingefligt.

bb) In Nummer 5 wird die Angabe ,,525° durch die Angabe
,,027,67¢ ersetzt.

In Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 wird die Angabe ,,525° durch

die Angabe ,,627,67* ersetzt.

In Absatz 3 Satz 2 werden die Worter ,,Eintritt des Beamten

in den Ruhestand* durch die Worter ,,Beginn des Ruhestan-

des” und die Worter ,,Zeitpunkt des Ruhestandseintritts®

durch die Worter ,,Beginn des Ruhestandes* ersetzt.

§ 53 Absatz 2 wird wie folgt geéndert:

a) Satz 1 wird wie folgt gedndert:

b)

<)

aa) In den Nummern 1 und 2 werden jeweils die Worter
,,Unterschiedsbetrages nach § 50 Abs. 1* durch die Wor-
ter ,,Familienzuschlages nach § 50 Absatz 1 ersetzt.
bb) In Nummer 3 wird das Wort ,,Unterschiedsbetrages*
durch das Wort ,,Familienzuschlages* ersetzt.
In Satz 2 werden die Worter ,,des Eineinhalbfachen* durch
die Worter ,,von 170 vom Hundert* und das Wort ,,Unter-
schiedsbetrages™ durch das Wort ,,Familienzuschlages® er-
setzt.
In § 54 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 2 und 3, Absatz 4 Satz 1 und
2 werden jeweils die Worter ,,Unterschiedsbetrages nach § 50
Abs. 1 durch die Worter ,,Familienzuschlages nach § 50 Ab-
satz 1* ersetzt.

§ 55 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gedndert:
a)

b)

In Nummer 1 werden in dem Satzteil vor Buchstabe a die
Worter ,,Unterschiedsbetrages nach § 50 Abs. 1* durch die
Worter ,,Familienzuschlages nach § 50 Absatz 1 ersetzt.

b) In Nummer 2 werden jeweils die Worter ,,Unterschiedsbe-
trages nach § 50 Abs. 1* durch die Worter ,,Familienzu-

schlages nach § 50 Absatz 1 ersetzt.
In § 56 Absatz 1 Satz 1 zweiter Halbsatz werden die Worter
,,Unterschiedsbetrag nach § 50 Abs. 1 durch die Worter ,,Fami-
lienzuschlag nach § 50 Absatz 1 ersetzt.
In § 57 Absatz 2 Satz 2 und 3 werden jeweils die Worter ,,Zeit-
punkt des Eintritts in den Ruhestand* durch die Woérter ,,Beginn
des Ruhestandes® ersetzt.
In § 58 Absatz 2 Satz 2 werden die Worter ,,Zeitpunkt des Ein-
tritts in den Ruhestand durch die Worter ,,Beginn des Ruhe-
standes* ersetzt.

15

16.

18.

19.

20.

. § 61 wird wie folgt gedndert:

a) InAbsatz 2 Satz 2 zweiter Halbsatz wird die Angabe ,,Unter-

schiedsbetrages (§ 50 Abs. 1) durch die Worter ,,Familien-

zuschlages (§ 50 Absatz 1) ersetzt.

In Absatz 3 Satz 1 zweiter Halbsatz werden die Worter ,,Un-

terschiedsbetrag nach § 50 Abs. 1 durch die Worter ,,Fami-

lienzuschlag nach § 50 Absatz 1 ersetzt.

In § 66 Absatz 8 Satz 1 werden nach dem Wort ,,Eintritt™ die

Worter ,,oder einer vorherigen Versetzung™ eingefiigt.

. In § 85a Satz 2 werden nach dem Wort ,,Ruhestand* die Worter
,,oder wird er erneut in den Ruhestand versetzt* eingefligt.

b)

Dem § 108a wird folgender Satz angefiigt:

,Die Sdtze 1 und 2 finden keine Anwendung, wenn die Beamtin
oder der Beamte auf ihren oder seinen Antrag in den Ruhestand
versetzt worden ist.*

§ 108b wird wie folgt gedndert:

a) Inder Uberschrift wird nach der Angabe ,,11a“ die Angabe
,und 11c* eingefiigt.

Der Wortlaut wird Absatz 1.
Folgender Absatz 2 wird angefiigt:

»(2) In der Zeit vom 26. Oktober 2022 bis zum 31. De-
zember 2024 in Form von Zuschiissen und Sachbeziigen ge-
wihrte Leistungen, die nach § 3 Nummer 11c¢ des Einkom-
mensteuergesetzes steuerfrei sind, gelten bis zu einem Be-
trag von 3 000 Euro nicht als Erwerbseinkommen.*

In § 108d Satz 2 werden die Worter ,,Unterschiedsbetrag nach

§ 50 Absatz 1 Satz 2* durch die Worter ,,Familienzuschlag nach
§ 50 Absatz 1° ersetzt.

b)
<)

B Artikel 8
Anderung der Verordnung iiber die Gewihrung
von Erschwerniszulagen

Die Verordnung iiber die Gewédhrung von Erschwerniszulagen

vom 21. Juni 2011 (GVBL. S. 266), die zuletzt durch Verordnung
vom 10. Januar 2023 (GVBI. S. 12) geéndert worden ist, wird wie
folgt gedndert:

1.

Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geéndert:

a) Nach der Angabe zu § 22b wird folgende Angabe eingefiigt:
»§ 22¢ Zulage fiir Beamtinnen und Beamte des feuerwehr-
technischen Dienstes und Dienstkréfte der Laufbahnverord-
nung Gesundheitswesen des Landes Berlin als fliegendes
Personal®.

b) Die Angabe zu § 23¢ wird wie folgt gefasst:

»$ 23c Zulage fiir die Sachbearbeitung von Kinder- und Ju-
gendpornografie, sexuellem Missbrauch von Kindern und Ju-
gendlichen sowie Menschenhandel zur sexuellen Ausbeutung

und Zwangsprostitution zum Nachteil von Minderjahrigen®.
§ 4 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Nummer 1 wird die Angabe ,,3,84° durch die Angabe
4,50 ersetzt.
bb) In Nummer 2 Buchstabe b wird die Angabe ,,1,87 durch
die Angabe ,,2,60 ersetzt.
b) In Absatz 2 wird die Angabe ,,0,93“ durch die Angabe
,,1,30% ersetzt.
In § 9 Absatz 1 Satzteil vor Nummer 1 werden die Worter ,,Poli-
zeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte® durch die
Worter ,,Beamtinnen und Beamte der Polizei Berlin® ersetzt.
§ 9a Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
a) In Satz 1 werden nach dem Wort ,,Polizeivollzugsbeamte*
die Worter ,,sowie Beamtinnen und Beamte des Polizeidrzt-
lichen Dienstes* eingefiigt.
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b) Folgender Satz wird angefiigt:

,,Die Sdtze 1 und 2 finden auch Anwendung auf Beamtinnen
und Beamte, die Uberstellungen von Personen im Rahmen
der internationalen Rechtshilfe auf dem Luftweg begleiten.*

5. In § 22 Absatz 3 werden die Angabe ,,(LKA 265)“ durch die An-
gabe ,,im LKA 2 und die Angabe ,,(WSP ZVA — StrD K)* durch
die Angabe ,,(Dir E/V WSP/LuSi ZVA 3)“ ersetzt.

6. Nach § 22b wird folgender § 22¢ eingefiigt:

»§ 22¢
Zulage fiir Beamtinnen und Beamte des
feuerwehrtechnischen Dienstes und Dienstkréfte
der Laufbahnverordnung Gesundheitswesen
des Landes Berlin als fliegendes Personal

Beamtete Dienstkréfte des feuerwehrtechnischen Dienstes, die
als Notfallsanitéterin oder Notfallsanitdter in der Berliner Feuer-
wehr tétig sind, und Dienstkrifte der Laufbahnverordnung Ge-
sundheitswesen des Landes Berlin, die als Oberéarztin oder Ober-
arzt der Berliner Feuerwehr verwendet werden, erhalten eine
Zulage von 65,34 Euro monatlich, wenn sie mindestens zehn
Fliige im laufenden Kalendermonat nachweisen. Werden im lau-
fenden Kalendermonat weniger als zehn, jedoch mindestens fiinf
Fliige nachgewiesen, vermindert sich die Zulage nach Satz 1 fiir
jeden Flug um 5,13 Euro. § 19 findet keine Anwendung.*

7. § 23c wird wie folgt gefasst:

3 23¢
Zulage fiir die Sachbearbeitung von Kinder-
und Jugendpornografie, sexuellem Missbrauch
von Kindern und Jugendlichen sowie Menschenhandel
zur sexuellen Ausbeutung und Zwangsprostitution
zum Nachteil von Minderjahrigen

Beamtinnen und Beamte des LKA, die iiberwiegend im Be-
reich der Sachbearbeitung von Kinder- und Jugendpornografie,
sexuellem Missbrauch von Kindern und Jugendlichen sowie
Menschenhandel zur sexuellen Ausbeutung und Zwangsprosti-
tution zum Nachteil von Minderjdhrigen verwendet werden, er-
halten eine Zulage von 200 Euro monatlich.*

) Artikel 9
Weitere Anderung der Verordnung iiber die
Gewihrung von Erschwerniszulagen

§ 4 der Verordnung iiber die Gewdhrung von Erschwerniszulagen,
die zuletzt durch Artikel 8 dieses Gesetzes gedndert worden ist, wird
wie folgt gedndert:

1. Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
a) In Nummer 1 wird die Angabe ,,4,50“ durch die Angabe
,,0,31° ersetzt.
b) In Nummer 2 Buchstabe b wird die Angabe ,,2,60° durch die
Angabe ,,2,97% ersetzt.

2. In Absatz 2 wird die Angabe ,,1,30 durch die Angabe ,,1,49*
ersetzt.

) Artikel 10
Weitere Anderung der Verordnung iiber die
Gewihrung von Erschwerniszulagen

§ 4 Absatz 1 der Verordnung iiber die Gewéhrung von Erschwer-
niszulagen, die zuletzt durch Artikel 9 dieses Gesetzes gedndert
worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. Absatz 1 wird wie folgt geéndert:
a) In Nummer 1 wird die Angabe ,,6,31° durch die Angabe
,,0,34 ersetzt.
b) InNummer 2 Buchstabe b wird die Angabe ,,2,97 durch die
Angabe ,,2,98 ersetzt.

2. In Absatz 2 wird die Angabe ,,1,49% durch die Angabe ,,1,50“
ersetzt.

B Artikel 11
Anderung der Verordnung iiber die Gewiihrung von
Mehrarbeitsvergiitung fiir Beamte
§ 4 der Verordnung iiber die Gewdhrung von Mehrarbeitsvergii-
tung fiir Beamte vom 21. Juni 2011 (GVBL. S. 266), die zuletzt durch

Artikel 9 des Gesetzes vom 15. November 2022 (GVBI. S. 621)

gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. In Absatz 1 werden die Angabe ,,16,62“ durch die Angabe
,»17,41%, die Angabe ,,22,80 durch die Angabe ,,23,89% und die
Angabe ,,31,44% durch die Angabe ,,32,94 ersetzt.

2. Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

a) In Nummer 1 wird die Angabe ,,21,26* durch die Angabe
22,27 ersetzt.

b) In Nummer 2 wird die Angabe ,,26,29 durch die Angabe
,,27,54% ersetzt.

¢) In Nummer 3 wird die Angabe ,,31,22* durch die Angabe
32,71 ersetzt.

d) In den Nummern 4 und 5 wird jeweils die Angabe ,,36,48
durch die Angabe ,,38,22% ersetzt.

Artikel 12
Weitere Anderung der Verordnung iiber die Gewihrung
von Mehrarbeitsvergiitung fiir Beamte
§ 4 der Verordnung iiber die Gewéhrung von Mehrarbeitsvergii-
tung fiir Beamte, die zuletzt durch Artikel 11 dieses Gesetzes gedn-
dert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. In Absatz 1 werden die Angabe ,,17,41“ durch die Angabe
,» 18,44, die Angabe ,,23,89“ durch die Angabe ,,25,30% und die
Angabe ,,32,94“ durch die Angabe ,,34,88 ersetzt.

2. Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

a) In Nummer 1 wird die Angabe ,,22,27 durch die Angabe
,,23,58 ersetzt.

b) In Nummer 2 wird die Angabe ,,27,54* durch die Angabe
,,29,16% ersetzt.

¢) In Nummer 3 wird die Angabe ,,32,71° durch die Angabe
,,34,64° ersetzt.

d) In den Nummern 4 und 5 wird jeweils die Angabe ,,38,22
durch die Angabe ,,40,47* ersetzt.

. Artikel 13
Weitere Anderung der Verordnung iiber die Gewihrung
von Mehrarbeitsvergiitung fiir Beamte
§ 4 der Verordnung iiber die Gewéhrung von Mehrarbeitsvergii-
tung fiir Beamte, die zuletzt durch Artikel 12 dieses Gesetzes geédn-
dert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. In Absatz 1 werden die Angabe ,,18,44“ durch die Angabe
,»18,51%, die Angabe ,,25,30 durch die Angabe ,,25,40% und die
Angabe ,,34,88% durch die Angabe ,,35,02 ersetzt.

2. Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

a) In Nummer 1 wird die Angabe ,,23,58 durch die Angabe
,,23,67° ersetzt.

b) In Nummer 2 wird die Angabe ,,29,16 durch die Angabe
,,29,28% ersetzt.

¢) In Nummer 3 wird die Angabe ,,34,64“ durch die Angabe
34,77 ersetzt.

d) In den Nummern 4 und 5 wird jeweils die Angabe ,,40,47
durch die Angabe ,,40,63% ersetzt.*

Artikel 14
Anderung der Beamtenversorgungs-Ubergangsverordnung
Die Beamtenversorgungs-Ubergangsverordnung vom 21. Juni
2011 (GVBL. S. 266), die durch Artikel 8 des Gesetzes vom 9. Febru-
ar 2021 (GVBL. S. 146) gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:
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1. § 2 Nummer 9 wird wie folgt geéndert:

a) In Satz 1 werden die Worter ,,Abs. 4 des Beamtenversor-
gungsgesetzes* durch die Worter ,,Abs. 4 des Landesbeam-
tenversorgungsgesetzes* und die Worter ,,§ 55 des Beam-
tenversorgungsgesetzes™ durch die Worter ,,§ 55 des Lan-
desbeamtenversorgungsgesetzes™ ersetzt und die Worter
,,aus der gesetzlichen Rentenversicherung™ und die Worter
»(§ 14 Abs. 1 des Beamtenversorgungsgesetzes)® gestri-
chen.

b) In Satz 2 wird das Wort ,,Unterschiedsbetrag® durch das
Wort ,,Familienzuschlag™ ersetzt.

¢) In den Sétzen 3 und 4 werden jeweils die Worter ,,Unter-
schiedsbetrages nach § 50 Abs. 1 des Beamtenversorgungs-
gesetzes™ durch die Worter ,,Familienzuschlages nach § 50
Absatz 1 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes ersetzt.

2. Nach § 4 wird folgender § 5 eingefiigt:

,,§ 5 Ubergangsregelungen

Fiir am 28. Dezember 2024 vorhandene Versorgungsempfan-
gerinnen und Versorgungsempféanger gilt § 2 Nummer 9 Satz 1
in der zu diesem Zeitpunkt geltenden Fassung.*

3. Der bisherige § 5 wird § 6.

Artikel 15
Anderung des Senatorengesetzes

Das Senatorengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 6.
Januar 2000 (GVBLI. S. 221), das zuletzt durch Artikel 4 des Geset-
zes vom 15. November 2022 (GVBL. S. 621) gedndert worden ist,
wird wie folgt gedndert:

1. § 11 Absatz 1 wird wie folgt geéndert:
a) Satz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Buchstabe b wird der Punkt am Ende durch ein Semi-
kolon ersetzt.

bb) Folgender Buchstabe ¢ wird angefiigt:

,,¢) sofern fiir Oktober 2024 ein Familienzuschlag der
Stufe 1 nach § 40 Absatz 1 des Bundesbesoldungsgeset-
zes in der Uberleitungsfassung fiir Berlin nach Arti-
kel IIT § 1 Nummer 3 des Gesetzes vom 21. Juni 2011
(GVBL. S. 266) in der am 31. Oktober 2024 geltenden
Fassung gewihrt wurde und bei Fortgeltung des bisheri-
gen Rechts weiterhin ein Familienzuschlag der Stufe 1
zustehen wiirde, eine Ausgleichszulage in Hohe des fiir
Oktober 2024 gewihrten Betrages des Familienzuschla-
ges der Stufe 1, hochstens jedoch 150,10 Euro.*

b) Folgender Satz wird angefiigt:

,Die Ausgleichszulage nimmt an diesen Anpassungen nicht
teil.”

2. In § 17 Absatz 3 Satz 4 werden die Worter ,,der Familienzu-
schlag der Stufe I durch die Worter ,,die Ausgleichszulage nach
§ 11 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe ¢* ersetzt.

Artikel 16
Generalklausel

Wird in anderen Rechtsnormen auf durch dieses Gesetz gednderte
oder ersetzte Vorschriften oder Anlagen Bezug genommen, erfasst
die Bezugnahme nunmehr die entsprechenden, nach diesem Gesetz
geltenden Vorschriften oder Anlagen.

Artikel 17
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absdtze 2 bis 11 am Tage
nach der Verkiindung im Gesetz- und Verordnungsblatt fiir Berlin in
Kraft.

(2) Die Artikel 1, 3, 5,7, 8, 11, 14 und 15 treten vorbehaltlich der
Absitze 6 bis 11 mit Wirkung vom 1. November 2024 in Kraft.

(3) Die Artikel 4, 9 und 12 treten am 1. Februar 2025 in Kraft.

(4) Die Artikel 5 Nummer 3 und 4 sowie Artikel 6 treten mit Wir-
kung vom 1. Januar 2024 in Kraft.

(5) Die Artikel 10 und 13 treten am 1. Januar 2026 in Kraft.
(6) Artikel 3 Nummer 4 und 5 tritt am 1. Juli 2026 in Kraft.

(7) Artikel 7 Nummer 1 und 19 tritt mit Wirkung vom 26. Oktober
2022 in Kraft.

(8) Artikel 7 Nummer 5 Buchstabe a, Nummer 8 Buchstabe a
Doppelbuchstabe bb und Buchstabe b tritt mit Wirkung vom 1. Janu-
ar 2024 in Kraft.

(9) Artikel 7 Nummer 18 tritt am Tage nach der Verkiindung im
Gesetz- und Verordnungsblatt fiir Berlin in Kraft.

(10) Artikel 8 Nummer 2 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2024 in
Kraft.

(11) Artikel 14 Nummer 1 Buchstabe a, Nummer 2 und 3 tritt am
Tage nach der Verkiindung im Gesetz- und Verordnungsblatt fiir
Berlin in Kraft.

Berlin, den 20. Dezember 2024

Die Prisidentin des Abgeordnetenhauses von Berlin
Cornelia Seibeld

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkiindet.

Der Regierende Biirgermeister
Kai Wegner
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